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1868. 


a Deutſchland. 5 
Berlin, 22. Januar. Die „Revue Contemporalne“ 
ſpricht ſich in ihrer neueſten Nummer über die deutſchen Ange- 
legenheiten aus und bemerkt dabei namentlich, daß wenn die 
nationale Partei in Süddeutſchland bei den gegenwärtigen Wahlen 
zum Zollparlament den Steg davon trägt, dies ein großer Schritt 
zur deutſchen Einheit fein werde. Man müſſe annehmen, fährt 
das Blatt dann weiter fort, daß die preußlſche Reglerung der na- 
tlonalen Bewegung in Süddeutſchland gegenüber eine ſehr reſetvirte 
Stellung eingenommen und daß auch die offiztöſen preußtſchen 
Organe mehr in dem Sinne gewirkt haben, ein allzu ſtarkes Drän- 
gen nach Einhelt zu mäßigen, als es anzuregen. In Frankreich 
würde man ſich über dieſe nach Einheit binſtrebende deutſche Be⸗ 
wegung keine Jluflonen machen dürfen, im Gegenthell müſſe man 
darauf gefaßt fein, daß ſich dieſe Einheit, wenn auch nicht gleich 
beute, ſo doch in nächſter Zelt vollziehen werde, ſo ſehr man auch 
dagegen protefliten möchte. Die Kaiſerliche Regierung wiſſe, daß 
fie die deutſche Entwickelung nicht hindern könne. Es komme ihr 
daher auch zu, ſich in das Unvermeldliche zu finden und Deutſch⸗ 
land ruhig gewähren zu laſſen, ſich nach dem Maße feiner Bedürf⸗ 
niffe und Intereſſen zu organifiren. — Die zuerſt von der „Berl. 
Boͤrſen-⸗Ztg.“ gebrachte Nachricht von der Wlederherſtellung des 
Schwanenordes if zwar ſchon vom „Staats-Anzeiger" demen⸗ 
Urt worden, da inveſſen die „Bötſen⸗Ztg.“ trotzdem bei ihrer frü- 
heren Behauptung eben bleibt, jo mag hier wlederholt werden, 
daß die Angaben derſelben in der That nicht begründet find. Bet 
denjenigen Behörden, die bei der Errichtung neuer oder der Wle⸗ 
derherſtellung früherer Orden beteiligt find, als dem Oberceremo⸗ 
hienmeifter, dem Staats-Miniſterium und dem ſpezlellen Reſſort⸗ 
Miniſtertum, dem Minifterium des Innern, iſt über einleltende 
Schritte zur Wiederbelebung des Schwanenordens nichts bekannt. 
Es ſcheint der Nachricht der „Börſen⸗Ztg.“ eine abſichtliche oder 
unabſichtliche Entſtellung der Thatſache zu Grunde zu liegen, daß 
zur Theillnahme an einen Wohlthätigkeitsakt aufgefordert worden 
iR, der indeſſen mit dem Schwane norden nichts zu ſchaffen hat. 
— Es wird jetzt auch von einem Nothſtande im Weſterwalde, 
namentlich in Frankfurter Blättern geſchrieben. Von einen außer⸗ 
ordentlichen Notbſtand daſelbſt iſt indeſſen hier nichts bekannt. 
Der Umſtand, daß die Königin Auguſta dem Abgeordneten 
Braun einen Beitrag zur Abhilfe der Noth zugeſtellt habe, 
ſteht Hiermit nicht in Widerſpruch. Thatſache iſt, daß die 
Zuſtände im Weſterwald der Abhülfe bedürfen und daß dieje Ab⸗ 
bülfe von der Regierung auch gewährt werden ſoll. Die Uebel- 
ſtände find nämlich dort nicht außerordentlicher, ſondern permanenter 
Natur in Folge der ungünſligen Lage der Gegend, denen jetzt durch 
die Hebung des dortigen Verkehrs und die Herſtellung von Kom- 
munikatlonswegen abgeholfen werden ſoll. Eine beſondere Kala- 
mität iſt indeſſen, wie geſagt, im Weſterwald nicht vorhanden. — 
Die Berliner „Börſen⸗Ztg.“ bringt jetzt auch die Angelegenheit der 
Abfindung der Depoſſedirten mit dem Nothſtand in Ver⸗ 
bindung und meint, daß von dem Wort „Courtoiſie“ keine Rede 
ſein könne, wenn demſelben andererſeits das Schreckensbild „Hunger⸗ 
typhus“ entgegenträte. Den geſunden Menſchenverſtand etwas zu 
Hark bei Seite ſetzen, heißt es wobl, wenn das Blatt dabei dem 
Minifter des Innern daraus einen Vorwurf macht, daß er 
zur Zeit des Abſchluſſes der betreffenden Verträge (alſo im Sep⸗ 
tember) noch keine Kenntniß von dem in Oftpreußen eintretenden 
Nothſtande gehabt habe. Der Nothftand iſt bekanntlich vor Allem 
in Folge einer Mißernte eingetreten. Da aber die Ernte in Oſt⸗ 
preußen ziemlich ſpät fällt und die Noth dort beſonders noch da⸗ 
durch ſehr vergrößert worden iſt, daß die vorhandenen Beſtände 
erſt beim Eelnſchtuern durch die Witterung zerſtört worden ſind, 
jo iſt es rein unmöglich geweſen, die Ausdehnung des Nothſtandes 
ſchon im September zu erkennen. — Wir haben berichtet, daß von 
dem Finanzminiſter und dem Miniſter der landwirthſchaftlichen An- 
grlegendeiten zwei Sachverſtändige (ein Steuer ⸗Rath und ein 
Mitglied des Landes-Oekonomte-Kollegiums) nach Oeſterreich ge⸗ 
ſandt worden ſind, um an Ort und Stelle die Art und Weiſe der 
dortigen Beſteuerung des Branntweins und des Rübenzuckers 
kennen zu lernen. Die Branntweinſteuer wird nämlich in Oeſter⸗ 
reich ſeit dem Jahre 1866 nach einem neuen Modus erhoben, der 
in einer Pauſchalbeſteuerung des Branntweins beſteht. Die beiden 
Kommiſſarlen find auf Grund eines Antrags des Landes-Oeko⸗ 
nomie-Kollegiums in der vorjährigen Sitzung entſendet worden. 

Berlin, 22. Januar. Se. Majeſtät der König empfing 
beute Morgen den Maler Bleibtreu, welcher die Ehre hatte, die 
Skizze des Schlachtenbildes, das für das Nationalmuſeum beftimmt, 
vorzustellen; darauf den kommandirenden General des 6. Armer- 
torps, v. Tümpling, welcher ſich vor ſeiner Abrelſe nach Breslau 
verabſchtedete, ſowle den General-Atjutanten von Brauchitſch und 
deſſen Sohn, Lieutenant im 1. Garde- Regiment zu Fuß, ebenſo 
die Deputation des neumärkiſchen Dragoner-Regiments Nr. 3, Re⸗ 
gimentsfommandeur Oberſt v. Williſen, Rittmeſſter v. Gröben und 
Lieutenant v. Wedell, welche insgeſammt von der Leichenfeterlichkeit 
zu Wien hierher zurückgekehrt find, Hierauf ertheilte Se. Maj. 
der König Audlenz dem Grafen Harrach und dem Kammerherrn 
und Amtmann zu Ratzeburg in Lauenburg, v. Coſſel, welcher die 
Orden feines verſtorbenen Bruders, des Ober⸗Forſtmeiſters v. Coſſel 
überbrachte, nahm alsdann die Vorträge der Hofmarſchälle Grafen 
Pückler und Perponcher, des Civilkabinets, des Geh. Hofrathes 
Bord ꝛc. entgegen und arbeitete Nachmittags mit dem Minifter- 
präſidenten Grafen Bismarck. Um 1,5 Uhr fuhren die Maje- 


ſtäten nach Charlottenburg und fpeiften dort mit J. Majeſtät der 


Königin-Wittwe. 
— ueber die Typhus verhältniſſe in Oſtpreußen find bier amt- 
liche Berichte eingegangen, aus denen ſich ergiebt, daß die Krank- 
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heit unter der Arbelterbevolkerung allerdings Verbreitung gefunden 


bat, daß aber gerade ſolche Arbeiter davon befallen worden find, 
welche bis dahin Beſchäftigung gehabt und denen es daher auch 
an Verpflegung nicht gefehlt hatte. Es ſcheint demnach der Typhus 
nicht ſowohl in dem Mangel an Nahrung, als vielmehr in der 
ungünſtigen Witterung und den Wohnungsverbältnifien der Arbeiter 
feinen Grund zu haben. Die exanthematöſe Form, in welcher der 
Typhus dort zum Theil ſich zeigt, hat zwar Aehnliches mit den Er⸗ 
ſcheinungen, unter welchen der Hungertyphus in Oberſchleſten auf⸗ 
trat, iſt aber überhaupt bei jedem Vorkommen des Typhus in der 
Provinz Schleſten und Preußen als endemiſch beobachtet worden. 

— Die Aufmerkſamkeit des evangeliſchen Oberkirchenraths iſt 
in neuerer Zelt auf die in Berlin und auch in anderen Städten 
Preußens beſtehende Einrichtung von Kindergottesdienſten hingelenkt 
worden, welche nach dem Muſter der ſogenannten Sonntageſchulen 
in Nordamerika und England gegründet worden ſind. Der evan⸗ 
geliſche Oberkirchenrath ſpricht in einer Cirkularverfügung an die 
Konſiſtorien ſeine Anerkennung über den Segen aus, welchen dieſe 
Einrichtung dem evangeliſchen Gemeindeleben bringt, nimmt die 
Aufmerkſamkeit der Konfiftorien für dieſen wichtigen Gegenſtand in 
Anſpruch und erwartet nach Jahresfelſt einen Bericht darüber, was 
in ihren Aufſichtskreiſen dafür geſchehen iſt und was fie weiter zu 
veranlaſſen für zweckmäßig gefunden haben und anzuordnen ge- 
denken. 

— Wie in Abgeordnetenkreiſen verlautet, wird von konſerva⸗ 

tiver Seite ein Geſetzentwurf, betreffend Ueberwelſung beſtimmter 
Fonds an alle Provinzlallandtage vorbereitet. Man glaubt, daß 
auf dieſer Grundlage eine Verſtändigung über den hannverſchen 
Provinzialfonds erreicht werden könne. 
— Die Berlin-Stettiner- Eiſenbahn⸗Geſellſchaft iſt bekannt⸗ 
lich, bevor die unentgeltliche Ueberweiſung des Terrains geſichert, 
nicht verpflichtet, die Cöslin-Stolp⸗Danziger Bahn zu bauen. Sie 
hat mehr gethan als ſte muß, ſchreibt die „B. B..“, indem fie 
die Stercke Eöslin-Stolpe in Angriff genommen, ehe in den bei- 
den Kreiſen Danzig das Terrain bewilligt war. Um der Noth in 
dem durchſchnittenen Landestheil willen iſt das Direktorium der 
Geſellſchaft von der Staatsregierung neuerdings eindrintzlichſt auf⸗ 
gefordert, mit dem Bau in den Kreiſen Stolpe, Lauenburg und 
Neuſtadt zu beginnen. Das Direktorium hat ſich darauf hin be⸗ 
reit erklärt, den Bau der Strecke Cöslin-Danzig, ſobald die feh⸗ 
lende Sicherung der unentgeltlichen Ueberwelſung des Terrains in 
den beiden Danziger Kreiſen beſchafft ſein würde, von Danzig aus 
ſofort in Angriff zu nehmen, aber abgelehnt, bei Stolpe dieſe 
Bahnſtrecke zu beginnen. Nach dem Plan des Direktoriums wird 
in Danzig ein Bau⸗Burtau etablert, Material per Waſſer und 
Schlenen herangeſchafft, die Streckt Danzig-Neuftadt zunächſt fertig 
geſtellt und eröffnet und dann auf derſelben das Baumaterial für 
die Neuſtadt⸗Stolper Strecke an die Bauſtellen gebracht werden. 
Der Bau von Stolp nach Danzig, bei dem erſteren Orte begin 
nend, würde unverhaltnißmäßige Mehrausgaben verurſachen. Dieſer 
Plan des Direktoriums iſt nun auch von der Staatsregierung für 
zweckmäßig und geeignet erachtet, der Noth, ſowelt es durch den 
Eiſenbahnbau erreichbar iſt, abzuhelfen. Es gilt alſo, die Bedin- 
gung feiner Ausführung, die Ueberweiſung des Grund und Bodens, 
zu ſichern. Der Landkreis Danzig hat die Ueberwetſung abgelehnt, 
der Magiſtrat von Danzig hat ſich er boten, das Terrain in beiden 
Kreiſen zu überweiſen, wenn ihm ein Beitrag zu den Koſten von 
20,000 Thlr. geleiſtet wird. Die Regierung zu Cöslin iſt ermäch- 
tigt, den Landrath zu Stolp zu beauftragen, auf dieſer oder einer 
anderen Grundlage eine Vereinbarung zwiſchen den betheiligten 
Kreiſen und der Stadt Danzig wegen der Sicherung der Terrain- 
Ueberweiſung zu Stande zu bringen. Es hängt hiernach lediglich 
von den Kreiſen ab, den Beginn des gewünſchten Bahnbaues zu 
ermöglichen. 

— Das Dotationsgejeg für die depoſſedirten Fürſten wird 
am Freitag, und das Geſetz über den hannöverſchen Provinztal- 
fonds am Sonnabend im Plenum des Abgeordnetenhauſes zur Be- 
rathung gelangen, die Budgetdebatte alſo unterbrochen werden. 

— Die Frage, ob der Geſetzentwurf, betreffend den Provin- 
ztalfonds für Hannver im Abgeordnelenhauſe Ausſicht auf Annahme 
haben werde, iſt ſeit heute, wie man der „B. B.-Z.“ mittheilt, in 
ein anderes Stadium getreten, und ſteht die Annahme des Ge- 
ſetzes jet mehr als vorher zu erwarten. Als Grund dieſes Um- 
ſtandes geht in Abgeordnetenkreiſen das Gerücht, Graf Bismarck 
habe die Annahme dieſes Geſetzes zu einer Kabinetefrage gemacht, 
indem man durch Ablehnung deſſelben ihm die Fäden ſeiner deut- 
ſchen Politik durchſchneiden würde. So weit man jetzt ermeſſen 
kann, würde die ganze national⸗-liberale Fraktton jetzt mit Aus- 
nahme von böchſtens 5 bis 6 Mitgliedern für den Entwurf ſtim⸗ 
men. Daſſelbe wird vorausſichtlich auch Seitens des rechten Cen- 
tums geſchehen, von den Frei-Konſervativen würden etwa ½ für 
den Geſeßentwurf flimmen, von den Konſervativen ½ für, ½ 
gegen den Entwurf, und ½ wird vorausſichtlich ſich an der Ab- 
ſtimmung nicht betheiligen; nur die Fortſchrittepartet und das linke 
Centrum werden in corpore gegen das Geſetz ſtimmen. Auf dieſe 
Weiſe wäre allerdings die Majorität geſichert. 

— Die Fraktion der freikonſervativen Vereinigung berſeth 
geſtern Vormittag den Geſetzentwurf, betreffend die Dotirung der 
depoſſedirten Jürſten, und beſchloß, einſtimmig für den Antrag der 
Kommiſſion (Genehmigung) zu ſtimmen. 

— Die Juſtizkommiſſton beendete zunächſt die Berathung über 
das Geſetz wegen der Anſtellung im Höheren Juſtizdienſte und 
hörte dabel eine lange Rede des Abg. Windhorſt über den Beruf 
Preußens in Deutſchland am, trat aber den Konkluſtonen des be— 
redten Mannes nicht bei, d. h. fie ſtimmte gegen den Antrag, daß 
auch Profeſſoren, welche acht Jahre lang an einer deutſchen Unt⸗ 


verſttät Doeirt haben, als Mitglieder des Obertribunals angeſtellt 
werden können. Nicht günſtiger beurthellte die Kommiſſion einen 
anderen Vorſchlag, wonach auch Notare, die acht Jahre im Amte 
ſind, Obertribunalsräthe werden können. Der §. 3 wurde mit 
Einſchaltung der Worte: „ſett Eintritt in dieſe Gerichte acht Jabre 
lang“ u. ſ. w. angenommen und lautet nunmedr in ſeinem Alinea 
3: „Ingleichen können während eines Zeitraums von 10 Jahren, 
angerechnet vom Tage der Publikation dieſes Geſetzts, Mitglieder 
der in den neuerworbenen Landestheilen beſtandenen oder beſtehen⸗ 
den Appellations- oder Obergerichte, welche ſeit Eintritt in dieſe 
Gerichte acht Jahre lang etatsmäßige Richter dieſer Gerichte ge⸗ 
weſen ſind u. ſ. w. als Mitglieder des Obertribunals angeſtellt 
werden.“ §. 4 wurde nicht abgeändert, §. 5 bekam einen präcifi- 
renden Zuſatz und in §. 6 (dem Aufbebungsparagrah) wurde na⸗ 
mentlich auf die 88. 1 und 2 der Verordnung vom 8. Februar 
1867 hingewieſen, welche auch aufgeboben ſein ſollen. — Es folgte 
dann die Berathung des Entwurfs wegen der Todeserklärung von 
Kombattanten aus den letzten Kriegen. Der Entwurf wurde unter 
Ablehnung aller geſtellten Amendements unverändert angenommen. 
— Die Unterrichtskommiſſton berteth die Petitionen wegen Einfüh⸗ 
rung der Stenographie als Lehrgegenſtand in den Schulen. Nach 
längerer Debatte einigte ſich die Kommiſſion zum Antrag auf 
Uebergang zur Tagesordnung in Erwägung, daß die ganze Frage 
über die einzelnen Syſteme noch nicht ſpruchrtif, daß es auch Sache 
der Unterrichtsverwaltung ſei, die Vorzüge der einzelnen Syſteme 
gegen einander abzuwägen, daß endlich eine Vermehrung der Lehr⸗ 
gegenftände in den höheren Lehranſtalten feine Bedenken hat. An- 
dere Petitlonen ohne prinzipielles Intereſſe wurden ebenfalls er⸗ 
ledigt. 

— Von dem Abg. Schmidt (Stettin) iſt folgender Antrag 
geſtellt worden: die Staatsregierung aufzufordern, die geheimen 
Konduitenliſten über die Elementarlehrer aufzuheben. 

— Die Verhandlungen der Kommiſſion des Herrenhauſcs, 
welche über die Geſetzentwürfe, betreffend die Einrichtung und Un⸗ 
terhaltung der öffentlichen Volksſchulen und die Penſtonirung und 
Penſionsberechtlgung der Lehrer und Lehrerinuen an öffentlichen 
Volksſchulen, zu berathen hat, haben bereits jo viel erkennen laſſen, 
daß keine Ausſicht vorhanden iſt, die Geſetzentwürfe zu einem be- 
feiebigenden Abſchluß zu bringen. Schon in formeller Beziehung 
iſt ee zweifelhaft, ob in der gegenwärtigen Seſſion auch nur eln 
modifizirtes Geſez zu Stande kommt, denn dle betreffende Kom⸗ 
miſſton des Herrenhaufes iſt nach 10 mehrſtündigen Sitzungen in 
der Spezialberathung erſt bis zu §. 12 gelangt; es werden vor⸗ 


ausſichtlich noch 14 Tage erforderli in die Borb g 
geſchloſſen iſt, dann wird ba ene ALL LA ena 


einer längeren Zeit bedürfen zur Feſtſtellung ſeines umfänglichen 
Berichtes, der der Plenarberathung des Herrenhauſes zur Grund⸗ 
lage dient; demnächſt muß die Geſetzvorlage noch dieſelben Stadien 
im Abgeordnetenhauſe durchmachen. Es walten aber auch in mate⸗ 
rieller Hinſicht noch größere Bedenken ob. Die Kommiſſion iſt 
darüber einig, daß die in Rede ſtehenden Geſetzentwürfe zwiſchen 
den Artikeln 21—26 der Berfafjungs-Urkunde, welche von dem 
Unterrichtsweſen handeln, und dem Artikel 112, welcher beſagt, 
daß es bis zum Erlaß des Unterrichtsgeſetzes bei den jetzt geltenden 
geſetzlichen Beſtimmungen bewendet, hindurch zu ſchiffen ſuchen, 
während doch die Verfaſſungsbeſtimmungen die Grundlage bilden 
müſſen, welche nicht umgangen werden dürfen. Nach zwei Rich⸗ 
tungen gehen die Anſichten in der Kommiſſion auseinander. Einer 
ſeits wird gewünſcht, die fehlenden Beſtimmungen durch Amendi⸗ 
rung zu ergänzen, wie z. B. die mangelnden Beſtimmungen über 
Patronat, Aufſicht, Wahl u. ſ. w. Andererſeits will man ein 
bloßes Dotatlonsgeſetz gewiſſermaßen als Abſchlagszahlung, nicht 
als allgemeine Landes ſache behandelt wiſſen, ſondern wegen der 
provinziellen Verſchiedenheiten die Angelegenheit den Provinzial⸗ 
Landtagen überweiſen. Allgemein ſprach man ſich gegen die unent⸗ 
geltliche Unterrichtsertheilung in den öffentlichen Volksſchulen aus, 
die in der ganzen Monarchte etwa 3 Millionen Thaler als Staats- 
zuſchuß erforderlich machen würde, und es ſoll darauf hingeftrebt 
werden, den Schlußpaſſus in dem Artikel 25 der Verfaſſung, wel⸗ 
cher den unentgeltlichen Unterricht ausſpricht, zu beſeitigen. Das 
hauptſächlichſte Reſultat der ganzen Berathung wird fein, daß der 
Königl. Staatsregierung, insbeſondere dem Kultusminifter, für die 
künftige Behandlung der Angelegenheit tine Direktion gegeben wird. 
Die zahlreich eingegangenen, auf dieſen Gegenſtand bezüglichen 
Petitionen find dem Hrn. Haſſelbach zur Berichterſtattung zugetheilt. 

— Durch den Oberberghauptmann und Miniſterial-Direktor 
Krug von Nidda iſt über den Befund auf Grube Münfterland 
(Gewerkſchaft Neu-Iſerlohn) ein Bericht hergelangt, der es als 
völlig unzweifelhaft hinſtellt, daß keineswegs in Folge unzu- 
reichender Sicherheltsvorrichtungen oder ungenügender Aufmerkſam⸗ 
keit der Grubenbramten die ungebeure Verwüſtung angerichtet, 
daß vielmehr entweder ein Zufall (Biuch einer Sicherheitelampt) 
oder Unvorſichtigkeit, z. B. mit der Lampe oder einem Streich- 
bölzchen, die plötzlich in ganz ungewöhnlicher Menge hervorgequol⸗ 
lenen Gaſe entzündet habe. Die Sammlungen zum Beſten der 
Hinterbliebenen der verunglückten Bergleute haben auch hier br- 
gonnen. Oſtpreußen nimmt aber die Aufmerkſamkeit und die Lei⸗ 
ſtungefähigkeit der Maſſe zu ſehr in Anſpruch, als daß man großen 
Erfolg erwarten dürfte. 

— Dem Vernehmen nach ſind noch mehrere der kleineren 
preußiſchen Feſtungen zum Eingeben beſtimmt, doch ſteht dagegen 
eine Erweiterung und Verſtärkung der meiſten vorhandenen feſten 
Plätze, wie wahrſcheinlich auch die Anlage mehrerer neuer Feſtun⸗ 
gen zu gewärtigen. Alle bierauf bezüglichen Maßregeln werden 
ſich in Hinſicht ihrer Vorbereitungen wie ihrer Ausführung fortan 
der neu eingeſetzten Landesveitheldigunge-Kommiſſion anheimge⸗ 
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geben finden. Die Umwandlung des preußiſchen Feſtungsnetzes iſt 
übrigens bereits ſeit einer Reihe von Jahren verfolgt worden und 
darf mit dem Umbau von Neiſſe und Glogau zu Feſtungen erſten 
Ranges und und der Erhebung von Dresden zu einem befeſtigten 
Waffenplatz für den ſüdlichen Vertheldigungsabſchnitt des preußi- 
ſchen Staates reſp. des norddeuiſchen Bundesgeblets in der Haupt⸗ 
ſache als beendet angeſehen werden. Für den Oſten lebt dagegen 
nach neueren Nachrichten noch der Ausbau von Thorn zu einem 
Waffenplatz erſten Ranges zu gewärtigen. Von den Küſtenplätzen 
ſoll Stettin eine Erwetterung erfahren. Der nördliche Ver- 
theltigungsabſchultt wird in dem Maße feine Ausführung finden, 
als das Fortſchreiten des Hafenbaues von ‚Kiel dies erfordert. 
Vorläufig bilden berelts die Werke von Düppel und Sonderburg 
mit Rendoburg die Anfangs- und Stüßpunkte für dieſen Abſchuitt. 
Neue Feſtungen ſollen dem Vernehmen nach noch je eine an der 
unteten Weſer oder der Ems und auf dem linken Rheinufer an 
der Mofel- oder Saarlinte angelegt worden. Außerdem wird das 
als Hauptſtützpunkt Norddeutſchlands gegen Südweſten und Weſten 
fo wichtige Mainz eine entſprechende Verſtärkung und Erweiterung 
erfahten. 

— Die nächſte Sitzung des Herrenhauſes wird voraus ſichtlich 
am Dienſtag oder Mittwoch der nächſten Woche ſtattfinden, und 
wird in deiſelben die Beratbung des Geſetzes über die 40-Mil⸗ 
Ulonen-Anlelhe ſtattfinden. Der Gegenſtand der Tagesordnung der 
darauf folgenden Sitzung des Herrenbauſes dürfte der Lasker'ſche 
Antrag ſein. Der Antrag der Kommiſſton fol darauf binausgeben, 
den Antrag Lasker mit der Modiſikatton anzunehmen, daß über 
eine Anſtoß erregende Rede eines Mitgliedes des Landtages ein 
parlamentariſches Ebrengericht, beſtehend aus Mitgliedern der beiden 
Häuſer des Landtages, zu urthetlen haben fol. Die Kommiſſton 
zur Vor berathung des Schulgeſetzes hält ſehr häufig Sitzungen 
und hat, wie wir hören, als Reſultat ihrer Berathungen ſchon 
zahlreiche Streichungen in der Regierungsvorlage vorgenommen. 

Breslau, 22. Januar. In der auf beute 3 Uhr anbe⸗ 
rauten außerordentlichen Generalverſammlung der Aktionäre der 
Oppeln-Tarnowitzer Etſenbahngeſellſchaft wurde die projeftirte Ver⸗ 
bindung der Rechte-Oder-Ufer⸗Eiſenbahn mit der Warſchau-Wiener 
Bahn genehmigt. Die Beſchaffung des zum Bau dieſer Zweigbahn 
nöthigen Baukapitals wurde dem Ermeſſen des Verwaltungs raths 
auheimgegeben. Die Verlegung der profektirten Linie der Rechte 
Oder-Ufer-⸗Eiſenbahn von Emanuelſegen über Paprotzau nach Pleß 
in der Richtung von Emanuelſegen über Kobier nach Pleß, mit 
einer Abzweigung von Tichau nach Mittel-Lazisk, anſtatt von Pa- 
protzau aus wurde genehmigt, desgleichen der Antrag auf Autorl- 
fation für die Direktion, die in Folge der Beſchlüſſe nothwendig 
werdende Statuts-Abänderung mit der Königlichen Staatsregierung 
zu vereinbaren. 

Frankfurt a. M., 22. Januar. Senator Dr. Berg if 
von der hieſigen Stadtverordneten⸗Verſammlung zum zweiten Bür⸗ 
germeifter erwählt. Alsdann wurden zu beſoldeten Stadträthen 
die Herren Gtorge Hauck, Dr. Paſſavant, Dr. Speltz und Oven, 
zu unbeſoldeten Stadträthen Fr. Graubner, Architekt Burnitz, J. 
Dppenbeimer, Funk und J. H. Dletz gewählt. 

Hamburg, 22. Januar. Die Bürgerſchaft lehnte in ihrer 
beutlaen Sitzung den Antrag auf Verminderung der Beamienge- 
hälter um 28 pet. ab. 

Bremen, 22. Januar. Für den ausgeſchledenen Richter 
Kuhlenkamp iſt der Staatsanwalt Dr. Pauli vom Senat und der 
Bürgerſchaft in das Richterkolleglum gewählt. 

Stuttgart, 22. Januar. Die Abgeordnetenkammer hat 
in ihrer heutigen Sitzung die Einrichtung der Kontrol-Verſamm- 
lungen bet der Landwehr trotz des Widerſpruches der Reglerung 
verworfen. Das Inſtitut der einjährig Freiwilligen wird von Set- 
ten der demokratiſchen Partet bekämpft. Es herrſcht die Befürch⸗ 
tung, daß das Kriege dienſtgeſetz in feiner verſtümmelten Geſtalt 
auch von der Regierung als unannehmbar erklärt werden wird, 
während die demokratiſche Partei ſich ohnedies gegen daſſelbe aus- 
geſprochen hat. Die Erbitterung der Parteien iſt groß. 

Ausland. 

Paris, 20. Januar. (Sp. 3.) Wer an dem Gedanken 
feſthält, daß die Tutlerieen ſeit beinahe zwanzig Jahren niemals 
gewagt haben, eine entiſchiedene Partei zu ergreifen, wird beim 
Eintritt jedes Ereigniſſes ſofort vorherſagen können, daß die hieſige 
Regierung demnächſt in entgegengeſetzter Richtung etwas thun 
werde. Deshalb war die Freude der Ultramontanen über das 
Rouherſche „Niemals“ vom 5. Dezember auch keineswegs unge- 
trübt, fie fürchteten einen nahen Rückſchlag, und er iſt bereits ein- 
getreten. Gegen die Nichtbezahlung der fälligen Schuldquote au 
den Papſt von Seiten Italtens hat Baron v. Malaret in Florenz 
— proteflirt und damit ruht die Sache. Kardinal Antonelli kann, 
nach Lage der Verhältniſſe, nicht direkt in Florenz reklamiren, ſon- 
dern muß ſich durch den hieſigen Nuntius an den Marquis von 
Mouſtſer wenden und dieſer erklärt, daß die Verhandlungen mit 
General Menabrea noch in der Schwebe ſeien, und es ſcheine un— 
möglich, die italleniſche Regierung jetzt zu drängen, zumal fie Zei- 
chen ihres guten Willens gegeben habe. Dagegen erlaube man ſich 
die beſcheldene Anfrage, was Se. Heiligkeit, aufs Neue geſchüßzt 
durch die franzöſiſche Fahne, in Betreff der am 18. Auguſt 1849 
geſtellten Forderungen: Säculariſtrung der Verwaltung, Einführung 
des Code Napoléon und einer liberalen Regierung, — nun end- 
lich zu thun gedenke. Um der römiſchen Cucte einen neuen Be— 
weis von Sympathie zu geben, habe man einen bochgeſtellten Be- 
amten nach der Tiberſtadt geſendet, um dem Vatlcan bei der Er- 
füllung der ſeit 19 Jahren bekannten Anſprüche mit Rath und 
That an die Hand zu gehen. Hierauf ſchreibt Kardinal Antonellt 
in gewohnter Weiſe, daß Pius IX. Souverän jet und von keiner 
„fremden Macht“ Weifungen anzunehmen habe (über die Annahme 
von Soldaten und Geld äußert ſich der Staatoſekretär nicht). So 
ſteben die Sachen, und die Verſtimmung der Kabinette zu Paris 
und Rom kommt den Italienern zu Gute, bringt ſie aber freilich 
nicht viel vorwärts, fie werden durch die Finanzen ruinict und da- 
bei kann ihnen Frankreich nicht helfen; denn hier geht es nicht 
viel beſſer. Der Baarvorrath in der Bank hat bereits die Milli- 
arde wieder überfliegen, und das Wechſelportefeuille iſt neuerdings 
im Sinken begriffen. 

Paris, 21. Januar. In der letzten Zeit war vlelfach dle 
Rede davon, daß man die Abſicht habe, dem ehemaligen König 
reiche Nrapel eine beſondere Verwallung unter dem Herzoge von 
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Aoſta zu geben. Die „Gazette de France“ theilt darüber nach 
einem ihr aus Neapel zugekommenen Schreiben Folgendes mit: 
„Lord Clarendon war von der Lage des Landes betroffen. Er 
ſagte zu Jedermann, daß er einen ſolchen Zuſtand des Elends, der 
Unordnung und eine ſolche Unzufriedenheit nicht erwartet habe. 
Graf Apponyi, welcher zugleich von Rom aus eingetroffen war, 
erfuhr dieſelben Eindrücke. Wir erwarten tagtäglich den Herzog 
von Aoſta. Die Vorbereitungen, welche bei dieſem Anlaſſe die 
Behörden treffen, und der Glanz, mit dem man die Anweſenheit 
des Prinzen hier umgeben will, laſſen mehr und mehr annehmen, 
daß man in Florenz die Abſicht hat, dem Prinzen Amadeus dle 
Krone von Nrapel zu verleihen“. 

Paris, 22. Januar. „Patrie“ ſchreibt: Während wir erſt 
kürzlich auf die kriegertſche Sprache der ruſſiſchen Journale hatten 
aufmerkſam machen müſſen, find wir beute in der Lage, einen ge- 
wiſſen Umſchwung derſelben im Sinne des Friedens zu konſtatiren. 
— Das ſelbe Blatt dementirt die Nachricht, es jei eine hochgeſtellte 
Perſönlichkeit mit einem Auftrage der franzöſiſchen Regierung nach 
Rom geſendet worden. 

Florenz, 22. Januar. In der Deputirtenfammer begann 
beute die Debatte über die noch unerledigt gelaſſenen Artikel des 
Einnahmebudgets für 1868. 5 

Artikel I. über Beſteuerung ländlicher Grundſtücke wurde in 
Folge der Mittheilung des Comités genehmigt, daß dasſelbe mit 
den Miniſtern einverſtanden ſei, dem Geſetz noch einen Artikel bin- 
zuzufügen, zu dem Zwecke, für die ländliche Grundſteuer eine gleich- 
mäßige Baſis feſtzuſtellen. 

Bel der Erörterung des Artikels III. über Elnkommenſteuer 
machte Ferraris den Vorſchlag, die Schlußabſtimmung noch zu ver⸗ 
tagen. Dieſer Antrag wurde vom Comité und vom Finanzmlutſter 
genehmigt. Crispi tadelte das jüngſt erlaſſene Expoſé des Finanz 
miniſters Cambray - Digny, indem er die Auferlegung einer Ein- 
kommenſteuer für unmöglich erklärte und dafür die Erhebung irgend 
einer anderen Auflage empfahl. Der Finanzminiſter vertheidigte 
ſein Projekt und ſprach die Erwartung aus, daß aus der Einkom⸗ 
menſtruer eine bedeutende Staats-Einnahme erzielt werden würde. 
Die Deputirtenkammer ſchloß ſich dieſer Anſicht im Allgemeinen an 
und der Miniſter acceptirte den Comité Antrag, an Einkommen⸗ 
ſteuer für das Jahr 1868 die Summe von 78,000,000 Lire zu 
erheben. 

Kopenhagen, 18. Januar. Die „Il. N. 3.“ berichtet: 
Die zu erwarten ſtand, hat die Beförderung der beiden „deutſchen 
Prinzen“ Julius und Johann von Glücksburg (Brüder des Kö- 
nige) zu Generalmajoren à la suite nicht den Beifall der nalio- 
nalen däniſchen Preſſe gefunden. „Jädrelandet“ macht einige böh- 
niſche Bemerkungen in der Sache, und „Dagbladet“ ſchreibt: „Der 
Kriegsminifter Raaslöff, welcher die Schuld an dieſer Ernennung 
trägt, hätte bedenken ſollen, in wie bohem Grade dieſer Akt, ob 
man ihn nun eine nackte Formalität oder eine Toilettenfrage nennt, 
in Widerſpruch zu dem Geiſte ſteht, welcher allein dem neuen 
Armeegeſitz Leben und Kraft zu verleihen vermag.“ — Zu dleſer 
Rückſichtsloſigkeit, mit welcher die Glieder des Königshauses in den 
nationelen Blättern behandelt werden, Reben die devoten Huldi⸗ 
gungen, welche dleſelben Organe der ſchwediſchen Dynaftie von Zelt 
zu Zeit zollen, in eigenthümlichem Gegenſaß. 

Petersburg, 22. Jahuac. Der balſer hat dem fran- 
zöſiſchen Senator und Kommandeur der Nalional-Garde Mellinet 
den Alexander Newky-Orden und dem Fabelkanten Krupp in Eſſen 
den Wladimir-Orden verliehen. 

— In der Tartarei find ein ruſſſſcher Offizier und drei Sol- 
daten von Räubern gefangen genommen. Die ruſſiſche Behörde 
forderte die Auslieferung der Gefangenen, erhielt jedoch von dem 
Emir eine wenig befriedigende Antwort und ordnete in Folge deſſen 
die Beſtrafung der ſchuldigen Ortſchaften an. Der Emir hat zahl 
reiche Rekruten ausheben laſſen, um dieſen Maßregeln mit Gewalt 
entgegen zu treten. — Man ſpricht hierſelbſt von einem großen 
Falliſſement in Moskau mit einer Paſſiomaſſe von 2 Millionen 
500,000 Rubeln. 

— Aus Laſchkend find Nachrichten von Anfang Dezember 
v. J. eingegangen, denen zufolge Khiwa ſich gegen Rußland rüſtet, 
ein Bündniß mit den Turkomanen abgeſchloſſen hat und eine Feſtung 
an der ruſſiſchen Grenze baut. 

Riga, 22. Januar. Die Mündung der Düna iſt offen. 
Der engliſche Dampfer Otto, der Abends nach England abgeht, 
will verſuchen, die Paſſage durch das Els in der Meerenge von 
Domes-Näß zu foreiren. 
ommern. 

Stettin, 23. Januar. Die Refultate der Volkszählung 
vom 3. Dezember vor. Jahres ſtellen fich im Kreife Ran dow 
(im Vergleich zur Zählung vom Jahre 1864) wie folgt: 

I. Städte. 1864. 1867 


a) Alt-Damm 3946 Seelen, 3887 Seelen, 


b) Gartz a. O. (inkl. Militär) 5064 — 4992 

e) Grabow a. O. ee re 

d) Penkun e 

e) Pölitz een 
21678 Seelen. 22051 Serlen. 

II. Flaches Land. 65212 - 6595 - 


86890 Seelen. 87966 Serlen. 

Von den Städten zeigen alſo Altdamm und Gartz eine po- 
fitive Abnahme, Penkun faſt vollſtändigen Stillſtand, Grabow eine 
ſebr geringe, und Pölitz eine etwas größere Zunahme. Das 
Wachsthum der Bevölkerung im ganzen Kreiſe beträgt nur 1%, 
Prozent. 

— Zum geſirigen Wochenmarkt find von außerhalb 20,300 
Pfund Fleiſch bier eingeführt worden. 

— In den Tagen vom 18. bis inkl. 22. d. M. wurden bier 
an Getreide eingeführt: 989 Wſpl. 20 Schffl. Weizen, 623 Wipl. 
6 Schffl. Roggen, 198 Wſpl. 9 Schffl. Gerſte, 71 Wſpl. 22 
Schffl. Hafer, 47 Wſpl. 1 Scffl. Erbſen, 35 Wſpl. 22 Schffl. 
Kartoffeln. 

— Die Benutzung der Volksküchen ſteſgert ſich täglich. Geſtern 
find auf der Laſtadie 765, Torney 125, Grünbof 258, Grabow 
100, Bredow 300, Bredower Antbeil 389, Züllchow 149, im 
Ganzen 2086 Portionen ausgegeben worden. 

— Wie man uns mittheilt, IR geſtern Abend um 8 Uhr die 
vor dem Stettiner Thore in Paſewalk belegene Scheune dis 


Gaſtwirth's Ruthenberg total niedergebrannt. Nur der etwas 
iſolirten Lage des Gebäudes und der Windſtille iſt es zu danken, 
daß das Feuer auf ſeinen urſprünglichen Hrerd beſchränkt blieb. 

— Der wegen verſchledener Diebſtähle und ſonſtiger Schwin⸗ 
delelen bereits ſeit einiger Zeit polizeilich verfolgte, in neuerer 
Zeit mehrfach von uns genannte Schuhmacher Braun, entlieh in 
dieſen Tagen vom Garderobler H. einen eleganten Maskenanzug, 
ging mit demſelben aber nicht auf den Ball, ſondern verſilberte 
ihn ſchleunigſt und ließ dem Verleiher das Nachſehen. 

— Geſtohlen wurde: ein vor dem Hauſe grüne Schanzſtraße 
Nr. 8 angebrachter Schaukaſten, in welchem fi zwei Paar Stiefel 
und zwei Paar Schuhe befanden, aus verſchiedenen Wohnungen 
diverſe Kleidungeſtücke, von dem in Züllchow wohnbaften Arbeiter 
Schüſſel dem Foͤrſter Paſche auf Bodenberg zwei vor dem Hauſe 
ſtehende Schlitten. 


Vermiſchtes. 

Köln, 19. Januar. Soeben iſt hier folgender raffinirte und 
freche Diebſtahl ausgeführt. Als heute Vormittag der Eiſenbahn⸗ 
zug von Vervlers angekommen war, wurden, wie üblich, die für 
Köln beſtimmten Briefe und Packete in den bekannten Poſtbeuteln 
einem Poſtkondukteur übergeben, welcher dieſelben auf einem Poft- 
wagen nach dem Poſtbüreau in der Glockengaſſe zu geleiten hat. 
Als der Kondufteur nach diefem Büreau unterwegs begriffen iſt, 
kommt ein in Poſtuniform als Wagenmeiſter gekleideter Mann in 
heftigſter Eile dem Wagen nachgelaufen und holt dleſen beim Mu- 
ſeum wieder ein, hält ihn dort an und ruft dem Kondukteur zu, 
er babe doch den verkehrten, nach Deutz beſtim ten Beutel mit 
Werthpapleren mitgenommen, bier ſel der richtige, man möge ihm 
den verkehrten dafür aushändigen, es ſel große Eile vorhanden, 
da der Zug nicht länger mehr warte. Der Kondukteur, über dieſe 
angebliche Verwechſelung beſtürzt, händigt den verlangten Beutel 
aus und nimmt den angebotenen dafür in Empfang. Als er beim 
Poſtamte in der Glockengaſſe angekommen iſt und der ihm überge⸗ 
bene Beutel geöffnet wird, finden ſich in demſelben Lumpen und 
einige Gewichtſtücke vor. Jetzt erſt ficht der Kondukteur ein, daß 
er betrogen worden, und erfährt nun aus den Poſtkarten zu ſelnem 
großen Schrecken, daß der abgegebene Poſtbeutel einen Inhalt von 
Sendungen im Werthe von über 10,000 Thlr. gehabt hat. Den 
frechen Betrüger zu entdecken, iſt die biefige Polizei augenblicklich 
ſehr thätig. Vorläufig iſt auch der Poſtkondukteur in Gewahrſam 
genommen. 


Literariſches. 

Geſetze des norddeutſchen Bundes. Taſchenausgabe. 
Berlin 1868. Die Taſchenausgabe liefert die Geſetze des nord⸗ 
deutſchen Bundes in bequemem Taſchenformate und guter Ausftat- 
tung zu billigem Preife und mit vollſtändigem Inhaltsreglſter ver⸗ 
ſehen. Erſchienen find bereits die Verfaſſung des Bundes, der 
Vertrag über die Fortdauer des Zollvereins, das Geſetz über das 
Paßweſen, über die Freizügigkeit und die Geſetze und Reglements 
über das Poſtweſen. 

Ludwig. Ein preußiſcher Hoch⸗Sommer oder fünf wackere 
Brüder. Eine patriotiſche Erzählung aus dem Krlege von 1866 
für die deulſche Jugend. Neu-Ruppin, S. 160, mit mebrere! 
Steindrücken. Das ganze bietet eine lebendige Erzählung der 
Krlegszüge des vorigen Jahres in anſchaullchen, lebensvollen Zügen: 
Die Geſchichte der fünf Brüder iſt geſchickt benutzt, um die jungen 
Leſer in das Krlegsgetümmel einzuführen und ihr Intereſſe für 
daſſelbe zu erregen. Eine wohlthuende Wärme und Begelſterung 
für das Vaterland weht uns aus dem Buche an. Wir können es 
daher zu Geſchenken für Knaben von 10 bis 16 Jahren wohl 
empfehlen. 


er * Jad ene Berichte. 
tettin, 23. Januar. itterung: trüb treeiben. 2 
peratur — 1 K. Wind: NO, g: trübe, Schneetreeiben. Tem 
\ 1 Au ber Börte 
Weizen wenig verändert, per 2125 Pfd. loco gelber inländ. 102 bis 
106 , poln. bunter und weißer 98—105 & bez, ungariſcher 90 bis 
95 K, feiner bis 98 4 bez., 83 —SHpfd. gelber Frühj. 101, 100 ½, 
101 bez. u. Br., Mai⸗Juni u. Juni⸗Juli 101 % Gd. 
Noggen behauptet, pr. 2000 Pfd. loco 77 78½% 3% bez., geringer 
8 % 937 Sm u. ee 78 % Gd., Frühjahr 7824, 
ez., 78 ½ Gd., Mai⸗Juni 78 , bez. u. Gd., 781 g . 
Sud 103 5 8. RR ER 
erſte nach Qualität, loco pr. 1750 Pfd. 52—54½ bez, 69 bis 
Topp. fe. e 56 80 5 Pi 9 
afer höher, per 12 . loco 36½, 37 bez., 47 50pfd. Früh⸗ 
jahr en f Sa 2, 37 & bez pſd. Früh 
rbſen behauptet, pr. d. loco 66-70 bez., Frübjahr 
Futter- 71 % Br., 70% Gd. an 
Rappfuchen fremde frei Bahn 21 HE bez. 
R ob! behauptet, loco 10%, % Br., kurze Lieferung 10 „ bez., 
Januar-Februar 10½ % bez. u. Gd., April⸗Mai 101, 9% bez. 
Spiritus matter, loco ohne Faß 201, bez., Januar-Februar 
19½ % Br., Februar-März 20 . Br., Frühjahr 0%, 4 bez., 
b 9 5 AG Br., 20% 3 bez, 3, 4 Gd. Junk Juli 
{ ez. u. Br. ? F 
Regulirungs⸗Preiſe: Weizen —, Roggen 78, Rüböl 10,3, 
Spiritus 191½2. 22. 9 8 
Hamburg, 22. Januar. Getreidemarkt. Weizen und R loco 
ſehr feſt. Abgeber zurückhaltend. Termine feigend. Ab auswärts für 
Roggen höhere Preiſe gefordert, aber nicht bewilligt. Weizen pr. Januar 
5400 Pfd. netto 176 Bankothaler Br., 175 Gd., Januar⸗Februar 176 Br., 
175 Gd, pr. Frühj. 177 Br. und Gd. Roggen pr. Januar 5000 Pfd. 
Brutto 139 Br., 138%, Gd. Januar - Februar 138 ½ Br., 137 ½ 
52 1 105 wa u. Gd. 8 51 feſt, loco 22½, per Mai 
Ur per ober 233,. iritus 28%. Kaffee b ink billi 
an ſtille. — Smet Wetter deal Bat agg 
mſterdam, 22. Januar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
ſtille. Roggen höher, pr. März 314, pr. Mai 3161, 131 bol 
pr. Mai 355%, 5 A Dei. 370 e u 
ondon, 22. Januar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Schwacher 
Marktbeſuch. Weizen engliſcher unverändert, fremder ſehr feſt ‚ee “= 
ſchränktes Geſchäft. Frühjahrsgetreide ftetig. 


